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Die Vertreterversammlung (VV) der Kassenärztlichen Vereinigung (KV) Nordrhein fasste  
am 12. juni 2026 folgende Beschlüsse:

1 Frühinformation über das Erreichen der 
Budgetgrenzen
Die VV beauftragt die Verwaltung der KV Nordrhein, zeitnah ein Frühinformationssystem zu entwickeln, 
damit die niedergelassenen Haus- und Fachärzte rechtzeitig informiert werden, wenn das zur Verfügung 
stehende Geld für budgetierte Leistungen im laufenden Quartal zu Ende ist. Dies soll sich an Fallzahlen, 
aber auch am Datum orientieren. Es muss für jede Praxisinhaberin und jeden Praxisinhaber klar  
erkennbar sein, ab wann sie/er nur noch für einen geringen Restpunktwert weiterarbeiten würde,  
um somit korrekt informiert entscheiden zu können, wie sie/er sich für die restlichen Tage des Quartals 
arbeitsmäßig verhalten wird.

Antrag: Herren Dres. Schlochtermeier, Wasserberg, Weisweiler und Herr Bankamp
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2 Honorarverteilung nach Inkrafttreten des 
Beitragssatzstabilisierungsgesetzes
Die VV beauftragt den HVM-Ausschuss, die Auswirkungen der durch das GKV-Beitragssatzstabilisierungs-
gesetz veränderten finanziellen Rahmenbedingungen auf die vertragsärztliche Versorgung in Nordrhein 
zu analysieren und hieraus Schlussfolgerungen für die zukünftige Ausgestaltung des Honorarverteilungs-
maßstabes abzuleiten. Bei seinen Beratungen hat der HVM-Ausschuss zu berücksichtigen, dass sich die 
durch das GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz bedingten finanziellen Restriktionen zunehmend auf die 
ambulante Versorgung auswirken werden.

Antrag: Vorstand, Herren Dres. Weisweiler und Wasserberg
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3 Weiterentwicklung der sektorenübergreifenden 
Versorgung
Der Vorstand der KV Nordrhein wird von der VV beauftragt, sich auf Länder- und Bundesebene (KBV)  
für eine Weiterentwicklung der sektorenübergreifenden Regelversorgung einzusetzen, die die folgenden 
Kernforderungen abbildet: 

1.	 Gemeinsame Versorgungsplanung auf Augenhöhe: Bei der regionalen Planung von ambulant- 
stationären Übergängen (z. B. im Zuge von Krankenhausreformen und der Etablierung von  
Level-1i-Kliniken bzw. sektorenübergreifenden Hybrid-DRG) müssen die niedergelassenen  
Vertragsärztinnen und Vertragsärzte von Beginn an gleichberechtigt in die Konzeptionierung  
einbezogen werden und sind an der Definition von Behandlungspfaden partizipativ zu beteiligen.  
Die medizinischen und pflegerischen Standards sowie die regionalen Unterschiede sind zu  
berücksichtigen. 

2.	 Vergütung folgt der Leistung: Bei der Ausgestaltung neuer sektorenübergreifender  
Vergütungsmodelle (wie z. B. Hybrid-DRGs, sektorengleiche Vergütung oder strukturierte  
Komplexpauschalen) muss sichergestellt werden, dass der koordinierende Mehraufwand der  
Vertragsarztpraxen adäquat und außerhalb von Budgets vergütet wird. Diese einzuführenden  
Komplexleistungen sollen die koordinierende Behandlung chronisch kranker Patientinnen und  
Patienten angemessen berücksichtigen.

3.	 Bürokratieabbau und digitale Interoperabilität: Sektorenübergreifende Behandlungspfade dürfen  
nicht zu neuen bürokratischen Lasten für die Praxen führen. Voraussetzung für das Gelingen ist der 
barrierefreie, plattformunabhängige Datenaustausch (z. B. strukturierte Entlassbriefe, standardisierte 
Medikationspläne) über die Telematikinfrastruktur direkt in die Praxisverwaltungssysteme (PVS).

Antrag: Herren Dres. Funken, Imbert, Krieger, Antz, Frau Dr. Rasch, Frau Cremer und Herr Reddemann
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4 Keine Verlagerung ärztlicher Diagnostik auf 
Apothekerinnen und Apotheker

Die VV beauftragt den Vorstand der KV Nordrhein, sich auf Landes- und Bundesebene mit aller  
Entschiedenheit gegen die fortschreitende Ausweitung und Übertragung von diagnostischen und  
therapeutischen Aufgaben auf Apothekerinnen und Apotheker auszusprechen. Die VV fordert die  
Bundesregierung auf, die berufsrechtliche Trennung von Diagnose und Therapieentscheidung durch  
Ärztinnen und Ärzte einerseits und Arzneimittelabgabe durch Apothekerinnen und Apotheker zum Wohle 
der Patientensicherheit zu bewahren. Die ärztlich erhobene, medizinisch fundierte Anamnese muss  
zwingend erhalten bleiben, sie ist charakterisierendes Element ärztlicher Kompetenz. Nur auf diese Weise 
ist sichergestellt, dass durch anlasslose und ungerichtete diagnostische Testungen Fehldiagnosen  
vermieden werden. Die Patientensicherheit in medizinischer Diagnostik und Therapie darf durch  
populistische Experimente nicht gefährdet werden. 

Konkret fordert die Vertreterversammlung: 

1.	 Keine Schein-Diagnostik im Verkaufsraum: Diagnostische Maßnahmen (wie z. B. Point-of-Care-Tests 
wie CRP, HbA1c-Messungen oder kardiovaskuläre Screenings, etc.) gehören ausschließlich in die Hände 
medizinisch ausgebildeten Fachpersonals unter ärztlicher Leitung. Apotheker und Apothekerinnen 
verfügen weder über die umfassenden medizinischen Kenntnisse noch über eine klinische Ausbildung 
oder die Infrastruktur, um Testergebnisse fachgerecht zu bewerten. 

2.	 Schutz vor Fehl- und Überversorgung: Die Durchführung isolierter diagnostischer Tests in Apotheken 
führt ohne Kenntnis der vollständigen Patientenanamnese und ohne die Fähigkeit zur klinischen  
Untersuchung zu Fehlinterpretationen, unnötiger Verunsicherung von Patienten und Patientinnen  
mit einer nachfolgenden Überlastung der vertragsärztlichen Praxen durch „Fehlalarme“.

3.	 Konsequente Einhaltung des Trennungsprinzips in Apotheken: Das bewährte Prinzip, dass derjenige, 
der die Diagnose stellt, nicht gleichzeitig finanziell am Verkauf der Therapie verdient, darf nicht  
aufgeweicht werden. Die Verknüpfung von Diagnostik und Arzneimittelverkauf birgt die Gefahr  
inhärenter Fehlanreize. Eine weitere Industrialisierung und kommerzielle Vermarktung von  
angeblichen Gesundheitsleistungen gefährdet das Patientenwohl. 

4.	 Fokussierung auf die Kernkompetenzen: Angesichts des massiven Fachkräftemangels in beiden  
Berufsgruppen müssen Apotheken bei ihrer Kernkompetenz – der sicheren Arzneimittelversorgung, 
der Beratung zur Polypharmazie und dem Management von Lieferengpässen – gestärkt werden,  
anstatt neue, sach- und fachfremde Versorgungsstrukturen aufzubauen.

Antrag: Herren Dres. Funken, Imbert, Krieger, Antz, Weisweiler, Sohrab, Pourhassan, Albers, Buchmann, 
Ostendorf, Helfenstein, Abou Lebdi, Nolte, Schlochtermeier, Lossin, Knoop, Krause, Schier, Weckelmann, 
Frau Dr. Rasch, Frau Dr. Hemming, Frau Cremer, Frau Struck, Herren Reddemann, Bankamp, Stagge, 
Klughardt, Scheid, Eirmbter
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5 Änderung des Honorarverteilungsmaßstabs (HVM)
Auf Antrag des HVM-Ausschusses beschloss die VV Modifizierungen am HVM mit Wirkung zum  
01.07.2026. Der geänderte HVM wird im Bereich „Amtliche Bekanntmachungen“ veröffentlicht unter  
www.kvno.de/bekanntmachungen

Antrag: HVM-Ausschuss
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